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Newsletter ‚Klima fair bessern!‘




10. Juni 2010

INHALT:
1. Zwischenrunde der Klimaverhandlungen in Bonn - wenig Hoffnung für Cancun
2. EU-Umweltministerrat:  30% Reduktionsziel 'erfolgreich' aufgeschoben
3. Klimafinanzierung - Cidse-Diskussionspapier zu direktem Zugang für Entwicklungsländer
4. Schnellstartfinanzierung: mangelnde Transparenz des EU-Zwischenberichts
5. Veranstaltung: Schöne, warme Welt: Migration und Gesundheit, die vergessenen Herausforderungen, 24. Juni 2010


1. Zwischenrunde der Klimaverhandlungen in Bonn - wenig Hoffnung für Cancun

Die UN-Vorverhandlungen in Bonn Anfang Juni brachten wenig Bewegung  – die Hoffnungen für wesentliche Fortschritte im Erreichen eines Weltklima-Abkommens in Mexiko im Dezember schwinden. Es konnte nicht geklärt werden, was auf der nächsten UN-Klimakonferenz im Dezember in Mexiko beschlossen werden soll. Es ist auch nicht klar, wann ein ambitionierter und gerechter, globaler Klimaschutzvertrag unterzeichnet werden kann, obwohl die erste Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls in zwei Jahren endet.
Für die beiden folgenden Vorbereitungsrunden in Bonn und China sind zentrale Fragen ungeklärt. Angesichts der angespannten Haushaltslagen der Industrieländer bleibt es offen, woher das notwendige Geld zur Senkung der CO2-Emissionen, für Schutzmaßnahmen gegen Überschwemmungen und für Waldschutz in Entwicklungsländern kommen soll. Zum anderen weigern sich die großen Emittenten von Treibhausgasen weiter, sich zu einer drastischen, wissenschaftlich empfohlenen Verringerung des CO2-Ausstoßes verpflichten zu lassen.

Mehr unter euroactiv

2. EU-Umweltministerrat:  30% Reduktionsziel 'erfolgreich' aufgeschoben

Die Mitteilung der Europäischen Kommission über die Möglichkeiten der unilateralen Anhebung des EU-Reduktionszieles auf 30% wurde von den EU-Ministern in den Herbst vertagt. Der Bericht, der beim EU-Rat am 17. Juni diskutiert hätte werden sollen, wurde auf massives Lobbying der Industrie, die sich durch die freien Allokationen der Emissionszertifikate ihre Gewinne sichern will,  verdünnt. Der Umweltministerrat hat die Empfehlung ausgesprochen, die Entscheidung der Anhebung des Reduktionszieles auf erst im Oktober zu treffen. Damit ist wieder eine Chance vergeben, durch den Vorstoß positiven Einfluss auf die Vorbereitung der Weltklimakonferenz in Mexiko zu haben.
Mehr unter foeeurope
3. Klimafinanzierung - Cidse-Diskussionspapier zu direktem Zugang für Entwicklungsländer

Eine wichtige Frage beim Thema Klimafinanzierung ist der Bereich ‚Governance‘: wie und in welcher Form die Mittel für Anpassung und Reduktion  Entwicklungsländern zur Verfügung gestellt werden sollen. Eine Forderung der Entwicklungsländer ist der  ‚direkte Zugang‘  zu den Mitteln, der die sich ändernden Beziehungen von Geber- und Empfängerländern reflektieren sollte: es geht um gleichberechtigte Repräsentanz in der Vergabestruktur, mehr Kontrolle über die Mittel und einfacher und schneller Zugang zur Klimafinanzierung. Das CIDSE/Caritas-Papier widmet sich diesen Fragen, vor allem aber der Frage, wie der Zugang für die vom Klimawwandel am stärksten Betroffenen – die armen und marginalisierten, sicher gestellt werden kann . Das Papier stellt das Konzept ‚direkter Zugang‘ vor, vergleicht es mit bereits existierenden Modellen (Adaptation Fund und Global Fund) und leitet daraus Empfehlungen für die laufenden Verhandlungen über Klimafinanzierung ab; vor allem in Bezug auf die Sicherstellung der Partizipation der Menschen, die am stärksten unter den Auswirkungen der Klimawandels zu leiden haben.
Das Papier zum download 

4. Schnellstartfinanzierung: mangelnde Transparenz des EU-Zwischenberichts
Im Rahmen der UN-Klimaverhandlungen in Bonn veröffentlichte die EU ihren ersten Bericht über ihr Kopenhagener Versprechen der Anschubfinanzierung (Faststart Finance) in der Höhe von € Mrd. 7,2. Leider erbrachte der Bericht nicht die erhoffte Klarheit darüber, woher das Geld kommen soll. Durch diese mangelnde Transparenz verstärkt die EU den Eindruck, dass es sich bei dem Versprechen nur um ‚alten Wein in neuen Schläuchen‘ handelt – d.h. Zusagen zur internationalen Entwicklungsfinanzierung werden ‚recycled‘ und in ‚Klimafinanzierung‘ umbenannt.

Die EU leaders wurden nicht müde zu betonen, dass es sich um ‚frisches‘ Geld handelt – eine Bezeichnung, die das ‚Umwidmen‘ von EZA-Geldern nicht explizit ausschließt. Die mangelnde Transparenz des Berichtes in Bezug auf die Mitgliedsländer-Details verstärkte die Befürchtungen der Umwelt- und Entwicklungs-NGOs, dass das Versprechen, dass es sich um neue und zusätzliche Mittel handeln würde, nicht gehalten wird. Der Bericht weist außerdem aus, dass der größere Teil der Mittel für Reduktion und nur ein kleiner Teil für Anpassung allokiert wurde; damit profitieren die größeren ‚emerging economies‘ stärker von der Anschubfinanzierung zu Lasten der ärmsten Länder. Mehr dazu unter euractiv
Zu den Forderungen der Allianz Klimagerechtigkeit zu Faststart Finance
5. Veranstaltung: Schöne, warme Welt: Migration und Gesundheit, die vergessenen Herausforderungen, 24. Juni 2010
Politische Konzepte zum Klimawandel haben sich bis dato fast ausschließlich damit beschäftigt, den Ausstoß von Treibhausgasen zu vermindern. In letzter Zeit wird jedoch deutlich, dass die gesetzten Maßnahmen zur Emissionsreduktion nicht ausreichen werden, um den Klimawandel zu vermeiden. Politiken für eine Anpassung (adaptation) und Abschwächung der Folgen (mitigation) werden vermehrt diskutiert. Diese Veranstaltung möchte zwei dieser Herausforderungen – umweltbedingte Migration und Auswirkungen des Klimawandels auf die Gesundheitspolitik – thematisieren.

24. Juni 2010, Haus der Europäischen Union, Wipplingerstraße 35, 1010 Wien, 17:30-20:30

Folder zur Veranstaltung
